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Die Vielfalt demokratischer Selbstregierung

Relative Mehrheitswahl

Die wahlberechtigte Bevölkerung wird  
in gleich große Wahlkreise eingeteilt

Wahl

Ergebnis des Wahlgangs

Kandidat A zieht ins Parlament ein,  
da er die meisten Stimmen auf sich vereint

35 000 Stimmen finden
keine Berücksichtigung

In jedem Wahlkreis kann
jede Partei (A, B, C …) eine
Kandidatin oder einen 
Kandidaten aufstellen.

Die Wählerinnen und 
Wähler geben jeweils einer 
Person ihre Stimme. 

Stimmzettel

A Kandidat	 A

B Kandidatin 	 B

C Kandidat	 C

D Kandidatin	 D

E Kandidatin	 E

25 000 Stimmen für A

42%

20 000 Stimmen für B

33%

15 000 Stimmen für C

25%

Verhältniswahlrecht

die Sitze werden im Verhältnis zu den  
jeweiligen Stimmen verteilt*

Partei D

2460 Stimmen

Partei A

4160 Stimmen

Partei B

3380 Stimmen

4 Sitze3 Sitze

3 Sitze

Beim Verhältniswahlrecht zählen alle Stimmen gleich viel,  
es gehen keine Stimmen verloren

*Die Anzahl der Sitze, die eine Partei erhält, verhält sich proportional zu der 
Anzahl ihrer Stimmen, es gibt jedoch verschiedene mathematische Verfah-
ren zur Umrechnung von Stimmen in Parlamentssitze. In Deutschland folgt 
diese Umrechnung seit 2009 dem Verfahren nach Sainte-Laguë/Schepers.

1

Kandidat
Partei A

Kandidat 
Partei B

Kandidat
Partei C

Kandidat
Partei D

Kandidat
E – Parteilos

Partei A

Partei B

Partei C

Partei D

Stimmzettel

Erststimme Zweitstimme
2 3
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A

Vertreter des 
Wahlkreises

EBCD A

A
ED B

C

Partei im 
Bundestag

A

D B

A
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Wahlsysteme im Vergleich: Mehrheitswahlrecht und Verhältniswahlrecht

Quelle: Eigene Darstellung nach Bundeszentrale für politische Bildung (Hg.), Wahlen in Deutschland, verf. von Karl-Rudolf Korte, Bonn 2017, S. 23 und 30 und Horst Frank, Personalisierte Verhältniswahl der 
Bundesrepublik Deutschland vom 1. Juli 2021. Online: https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Pers.Ver.Wahl.v4.svg

Menschen bereit sind, sich in feste Parteistrukturen einzufügen, 
sich unterzuordnen und ihre oft sehr spezifischen politischen 
Präferenzen in einem Parteiprogramm widergespiegelt zu se-
hen. Die Formel „Ich finde mich da nicht repräsentiert!“ wäre zu 
erklären durch den unrealistischen Anspruch, ganz individuelle 
Präferenzen passgenau repräsentiert zu sehen.

Ob die Macht von Parteien gerade Ausdruck von Demokratie 
ist oder diese untergräbt, ist umstritten. Erkennbar ist jedenfalls, 
dass die Krise von Parteien in vielen Ländern zu einer Krise der 
Demokratie geführt hat. Wo Demokratien in eine Existenzkrise 
geraten, ging in vielen Fällen ein Zerfall oder eine Transforma-
tion klassischer Parteien voraus. In Frankreich sind die klassi-
schen Konservativen (Les Républicains) und die Sozialdemokra-
ten (Parti socialiste) beinahe bedeutungslos geworden. In den 

USA hat sich die Republican Party immer mehr zu einer Sekte 
von Trumpisten entwickelt, die ihrem Anführer bedingungslos 
huldigen. Zahlreiche weitere Beispiele ließen sich anführen.

Lebendige Demokratien brauchen also lebendige, in sich de-
mokratisch verfasste politische Parteien. In Deutschland geht 
aber sowohl die Wählerinnen- und Wählerbindung als auch das 
Engagement in den (meisten) politischen Parteien zurück. Die 
alten Volksparteien CDU/CSU und SPD erleben einen auch de-
mographisch bedingten Mitgliederschwund. Fraglich ist auch, 
ob es politischen Parteien gelingen kann, in sehr stark indivi-
dualisierten Gesellschaften sehr heterogene Gruppen hinter 
einem gemeinsamen Programm zu versammeln. Eine weitere 
Fragmentierung und der Aufstieg eher bewegungsförmiger Par-
teien zeichnet sich ab.

10 000  
Gesamtstimmen,  

10 Sitze sind zu  
vergeben


